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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Bei der Börſe in Hannover iſt der Ge⸗ 
heime Regierungsrat Dr. Dſchenfzig zum 
Staatskommiſſar und der Geheime Regierungs⸗ 
rat von Pufendorf zum Stellvertreter des 
Staatskommiſſars ernannt worden. 


ordnung für den Bezirk dieſer Regierung 
beſtellt worden. 


Der bisherige Oberlehrer Dipl.⸗Ing.“ 
Müller in Gleiwitz iſt zum Maſchinenbau⸗ 
ſchuldirektor ernannt worden. Ihm iſt die 
Stelle des Direktors der Staatlichen Maſchinen⸗ 


Der Gewerberat Dr. Voltmer in Han⸗ 
nover iſt zum Regierungs- und Gewerberat 
ernannt worden. 

Dem Regierungs- und Gewerberat Dr. 


Voltmer in Hannover iſt die planmäßige 


Stelle eines Regierungs- und Gewerberats 
bei der Regierung in Hannover verliehen 
worden. Gleichzeitig iſt er zum Aufſichts⸗ 
beamten im Sinne des § 139b der Gewerbe⸗ 


bau- und Hüttenſchule in Gleiwitz übertragen 
worden. a 

Der Lehrer Dipl.⸗Ing. Voepel an der 
Baugewerkſchule in Caſſel iſt zum Oberlehrer 
ernannt worden. f 

Der Lehrer Dipl.⸗Ing. Weingärtner 
an der Fachſchule für die Eiſen⸗ und Stahl⸗ 
induſtrie des Siegener Landes in Siegen iſt 
zum Oberlehrer ernannt worden. 


— — — —bẽäẽ ͤ—)Utn— —ä— ädt— —ää4 —äP —— — 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Dienſtalter der Staatsbeamten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W 9, den 8. März 1919. 


Beſchluß. 


Die Grundſätze des Staatsminiſteriums vom 17. Juni 1916 über An⸗ 
rechnung des Kriegsdieuſtes auf das Dienſtalter der Staatsbeamten werden durch 


folgenden Zuſatz ergänzt. 


anlage: _ 
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VI. 
Ziffer I— V finden auf die freiwillige militäriſche Dienſtleiſtung im 
militäriſchen Grenz⸗ oder Heimatſchutz gleichmäßige Anwendung. 
Berlin, den 19. Februar 1919. 
Die Preußiſche Regierung. 
gez. Hirſch. Braun. E. Ernſt. Fiſchbeck. Hoff. Haeniſch. 
Dr. Südekum. Heine. Reinhardt. 


Vorſtehender Beſchluß wird mit Beziehung auf den Runderlaß vom 6. September 
1916 (HMBL. S. 299) zur Beachtung mitgeteilt. 


In Vertretung. 
2B. 1 148. f Dönhoff. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. h, den 10. März 1919. 


In das Verzeichnis derjenigen Orte und Bezirke, in denen ein Zuſchlag von 20 v. H. 
zu den Kriegsteuerungszulagen zu zahlen iſt — zu vergl. Abſchnitt III meines Runderlaſſes 
vom 16. April 1918 (HMBL. S. 151) —, find rückwirkend vom 1. April v. Is. noch 


aufgenommen: 


a) der Ort Heiligenſee a. H. des Regierungsbezirks Potsdam, 
b) die Orte Leſum, Burgdamm, Schönebeck, St. Magnus, Aumund, Grohn, Hammers⸗ 
beck, Blumenthal und Neurönnebeck des Regierungsbezirks Stade, 
c) die Stadt Eupen des Regierungsbezirks Aachen. 
Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
verwaltung zu veranlaſſen. - 
In Vertretung. 

ZB. I 167. Dönhoff. 


An die Herren Oberpräſidenten in Charlottenburg, Hannover und Coblenz und 
die Herren Regierungspräſidenten in Potsdam, Stade und Aachen. 


Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 12. März 1919, 


I. Ich überſende Abdruck der von dem Finanzminiſterium in Gemeinſchaft mit den 
Miniſterien des Innern und für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung erlaſſenen Rund⸗ 
verfügung vom 4. März d. Is. mit dem Erſuchen, danach auch für den Bereich der mir 
unterſtellten Handels⸗ und Gewerbeverwaltung zu verfahren. — Wo in dieſer Verfügung 
die miniſterielle Entſcheidung vorbehalten iſt, iſt an mich zu berichten. 

Wegen der Anweiſung und Verrechnung der laufenden Kriegsteuerungszulagen und 
Kriegsbeihilfen verbleibt es bei den Vorſchriften unter I Abſ. 2 ff. meines Runderlaſſes 
vom 16. April 1918 (HMBl. S. 151). 

II. Die laufenden Kriegsteuerungszulagen können nach den Grundſätzen im Abſchnitt II 
meines Runderlaſſes vom 16. April 1918 auch den vollbeſchäftigten Lehrern und Be⸗ 
amten ſowie den Lohnangeſtellten höherer Ordnung an den vom Staate aus Kap. 69 
Tit. 7, 7a, 10, 10a und 10d unterhaltenen bzw. mitunterhaltenen Schulen und Ein⸗ 
richtungen gewährt werden. Auch hier bleiben die Vorſchriften über Anweiſung und Ver⸗ 
rechnung der Zahlungen unverändert. 

Bei Bewilligung laufender Kriegsbeihilfen für Beamte und Lehrer im Ruheſtand an 
den bezeichneten Schulen und Einrichtungen ſowie für Hinterbliebene von ſolchen ſind die 
Beſtimmungen unter II Ziff. 12 meines Runderlaſſes vom 16. April 1918 zu beachten. 
Die Beihilfen können jedoch nunmehr von Ihnen bewilligt werden. Die auf die 
Staatskaſſe zu übernehmenden Anteile ſind bei Kap. 69 Tit. 10b des Haushalts der 
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Handels und Gewerbeverwaltung zu verrechnen; ſoweit ſolche Zahlungen bisher noch 
9 verrechnet wurden, ſind ſie nunmehr ebenfalls auf Kap. 69 Tit. 10b zu 
übernehmen. — In den Jahresabſchlüſſen für das Rechnungsjahr 1918 ‚iind die hiernach 
auf die Staatskaſſe übernommenen Anteile in Spalte „Bemerkungen“ erſichtlich zu machen. 

III. Die zum Dienſtgebrauch und zur Mitteilung an die nachgeordneten Behörden 
und Kaſſen erforderlichen Abdrucke dieſes Erlaſſes und ſeiner Anlage liegen bei. Die 
Eichungsinſpektoren haben den Erlaß unmittelbar erhalten. Zu den Anweiſungen ſind die 
bisherigen Vordrucke K 1, 1a, 2, 6, 6a und 7 zu verwenden. | 

Der weitere Bedarf an Abdrucken des Erlaſſes und der Bedarf an den bezeichneten 
Vordrucken iſt binnen 8 Tagen im Bürowege bei der Geheimen Regiſtratur ZB J meines 
Miniſteriums anzufordern. Die Eichungsinſpektoren haben den Bedarf unmittelbar anzuzeigen, 
für die übrigen Ortsbehörden iſt er ſeitens der vorgeſetzten Provinzialbehörden (Ober⸗ 
präſident, Regierungspräſident) bei der eigenen Anmeldung mit zu berückſichtigen. Der 
Bedarf iſt mit Rückſicht auf die beſtehende Papierknappheit auf das unbedingt notwendige 
Maß zu beſchräuken. Der Erlaß nebſt Anlage wird im Handelsminiſterialblatt abgedruckt 
werden; die Anlage (Verfügung vom 4. März 8.3.) wird auch durch das Finanzminiſterial⸗ 
blatt und durch das Miniſterialblatt für die innere Verwaltung veröffentlicht werden, ſo daß 
eine weitere Bekanntgabe in der Regel nicht erforderlich ſein wird. 

In Vertretung. 


an an | 
An die der Handels» und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Berlin, den 4. März 1919. 


Betrifft: Neuregelung der laufenden Kriegsteuerungszulagen und laufenden 
Kriegsbeihilfen unter Aufhebung der bisherigen Vorſchriften. 


I. Laufende Kriegsteuerungszulagen für Staatsbeamte und Lohnangeſtellte 
f höherer Ordnung. 


1. Alle planmäßig angeſtellten männlichen und weiblichen Staatsbeamten — ein⸗ 
ſchließlich der militäriſch verwendeten Beamten — erhalten laufende Kriegsteuerungszulagen 
nach folgenden Grundbeträgen: 


Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 3 
9 * 
mit einem jährl. Dienſteinkommen Kinder⸗ 


zulage 


e von mehr als von mehr als 
bis zu 1800 18004800 M 4800 13000 4 
N — 
monatlich 


. . Set: 


a) Ortsklaſſe A. 
b) Teuere Orte (ohne a) 
e) Sonſtige Orte 


. Den Beuuiten mit einem Dienſteintommen von mehr als 1800 M, 4800 oder 


2 
13 000 % find die Kriegsteuerungszulagen gegebenenfalls bis zu demjenigen laufenden 
jährlichen Geſamtbetrag an Dienſteinkommen und Kriegsteuerungszulage zu zahlen, den 
ſie erhalten würden, wenn ſie den höchſten Gehaltsſatz der vorangehenden Gruppe bezögen. 
3. Der Berechnung zugrunde zu legen iſt das jeweilig laufende Rechnungsjahr 
und das bei der Verechnung zuſtehende Dienſteinkommen, alſo für die Berechnungen zum 
1. Januar 1919 das an dieſem Tage zuſtehende Jahresdienſteinkommen. Vermehrt 
oder vermindert ſich innerhalb des Rechnungsjahrs das Dienſteinkommen, ſo iſt von dem 
Tage der Vermehrung oder Verminderung ab eine neue Berechnung aufzuſtellen. Für die 
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Zeit bis dahin iſt die Vermehrung oder Verminderung, gleichviel, ob ſie vorausſehbar war 
oder nicht, einflußlos. 
4. Nach denſelben Grundſätzen (Nr. 1 bis 3) iſt bei den gegen Entgelt beſchäftigten 
— außerplanmäßigen — männlichen und weiblichen — vgl. Nr. 8 und 10 — Staats⸗ 
beamten und den Lohnangeſtellten höherer Ordnung zu verfahren mit der Maßgabe, daß 
für dieſe die Einkommensgrenzen jeder der drei Gruppen auf einen um 300 M höheren 
Betrag feſtgeſetzt werden (2100, 5100, 13300 ). 
Militäriſch verwendete Lohnangeſtellte erhalten keine Kriegsteuerungszulagen. 
weiipid® Ledige Lohnangeſtellte unter 21 Jahren erhalten die Hälfte der Beträge für ledige 
„rm Beamte, mit der Maßgabe, daß fie an Vergütung und laufenden Kriegsteuerungszulagen 
insgeſamt nicht weniger beziehen ſollen als bisher. Der auf ſie entfallende Satz an 
Kriegsteuerungszulagen iſt alſo gegebenenfalls entſprechend zu erhöhen. 
Vor jeder Anweiſung von Kriegsteuerungszulagen an Lohnangeſtellte höherer Ordnung 
x iſt zu prüfen, ob und inwieweit bei Bemeſſung der Dienſtvergütung bereits den Teuerungs⸗ 
verhältniſſen Rechnung getragen iſt. Soweit dies geſchehen iſt, iſt die Teuerungszulage 
ganz oder zu dem entſprechenden Betrage zu verſagen. 
5. a) Die Sätze zu 1a werden für die Orte der Ortsklaſſe A des Wohnungsgeld⸗ 
zuſchußtarifs gewährt. 

b) Die Sätze unter 1b werden für alle diejenigen Orte und Bezirke gewährt, die 
in dem dem Erlaſſe vom 26. März 1918 beigegebenen Verzeichnis aufgeführt 
ſind und ferner für die von den unterzeichneten Miniſterien durch ſpätere Erlaſſe 
nachträglich in dieſes Verzeichnis aufgenommenen Orte und Bezirke. Einbegriffen 
ſind auch die von den Oberpräſiden en als „Vororte“ anerkannten Ortſchaften. 

c) Die Sätze unter Le gelten für alle übrigen Orte. 


6. Maßgebend für die Höhe der Kriegsteuerungszulagen nach Nr. I iſt der dienſtliche 
Wohnſitz, bei außerplanmäßigen Beamten (Lohnangeſtellten höherer Ordnung) der 
Beſchäftigungsort. Hat ein verheirateter außerplanmäßiger Beamter (Lohnas geſtellter 
höherer Ordnung) einen eigenen Hausſtand an einem der unter 1a oder 1b fallenden Orte 
begründet und hält ſich ſeine Familie dort dauernd auf, ſo iſt die für dieſen Ort zuſtehende 
höhere Kriegsteuerungszulage zu gewähren, wenn für feinen Beſchäftigungsort eine niedrigere 
zuſteht. Für außerpreußiſche Orte iſt die Einreihung ſeitens des Reichs maßgebend. 

7. Unverheiratete männliche und weibliche planmäßig angeſtellte Staatsbeamte, un⸗ 
verheiratete, gegen Entgelt beſchäftigte — außerplanmäßige — männliche und weibliche 
Staatsbeamte und unverheiratete gegen Eutgelt beſchäftigte männliche und weibliche Lohn⸗ 
angeſtellte höherer Ordnung mit einem Dienſteinkommen von nicht mehr als 13000 # 
erhalten 80 v. H. der Grundbeträge der Gruppen 1 bis 3. 

Die Ausgleichsvorſchrift unter 2 iſt auf die unverheirateten Beamten (Lohnangeſtellten), 
deren Dienſteinkommen 13000 # (13300 #) überfteigt, ſinngemäß anzuwenden. 

8. Ledige, die einen eigenen Hausſtand führen, werden den kinderlos Verheirateten 
gleichgeſtellt. Dasſelbe gilt, wenn ſie mit Angehörigen im Sinne des Reichsfamilienunter⸗ 
ſtützungsgeſetzes vom 28. Februar 1888 (RGBl. S. 59), 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 332) 
und der Bundes ratsverorduung vom 31. Januar 1916 (RG Bl. S. 55) einen gemeinſchaft⸗ 
lichen Hausſtand führen und ſie auf Grund geſetzlicher oder fittlicher Verpflichtung über⸗ 
wiegend unterhalten. Tragen mehrere Ledige zum Unterhalte bei, jo iſt nur der zu berück⸗ 
ſichtigen, der den Geſamtunterhalt überwiegend beſtreitet; im Zweifelsfalle derjenige, 
welchem die höchſte Zulage zuſteht. . 

9. Verwitwete oder geſchiedene Beamte (Lohnangeſtellte) ſind, wenn ſie zu berück⸗ 
ſichtigende Kinder haben, den Verheirateten mit der entſprechenden Kinderzahl gleichzuſtellen. 
Haben ſie ſolche Kinder nicht, ſo ſind ſie, falls ſie einen eigenen Hausſtand führen, den 
kinderlos Verheirateten, andernfalls den Ledigen gleichzuachten. 

10. Frauen ſind den verheirateten Beamten (Lohangeſtellten) mit Kindern gleichzu⸗ 

geriet ſtellen, wenn fie verwitwet, geſchieden oder eheverlaſſen ſind und zu berückſichtigende Kinder 
unterhalten. Dasſelbe gilt fuͤr Frauen, die neben zu berückſichtigenden Kindern auch ihren 
dauernd erwerbsunfähigen Ehemann unterhalten. 

Im übrigen ſind die Beamtinnen (weibliche Lohuangeſtellte) nach den Grundſätzen 
für Ledige zu behandeln. Dazu gehören auch Frauen, deren Männer als Nichtbeamte im 
Heeresdienſte ſtehen, auch wenn ſie Kinder haben. 
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11. Wenn Ehemann und Ehefrau Beamte im Reichs⸗ oder Staatsdienſt oder Lohn⸗ 
angeſtellte höherer oder niederer Ordnung ſind, jo werden die Kriegsteuerungszulagen nur 
einmal, und zwar zu dem jeweilig zahlbaren höheren Betrage gewährt. 

12. Zu berückſichtigen ſind: eheliche, legitimierte, Adoptiv-, Stief⸗ und Pflegekinder, 
wenn ſie von dem Beamten (Lohnangeſtellten) unentgeltlich (ohne entſprechende Gegen⸗ 
leiſtung) unterhalten werden müſſen, weil ſie ſich noch in Schul⸗ oder Berufsausbildung 
befinden oder aus ſonſtigen Gründen, die in ihrer Perſon liegen, einem Erwerbe nicht 
nachgehen können. Als Berufsausbildung gilt nicht die Beſchäftigung im elterlichen Haus⸗ 
halte. In der Regel werden daher Kinder nicht zu berückſichtigen ſein, die eigenes Ein⸗ 
kommen in ſolcher Höhe haben, daß es die elterliche Aufwendung in der Hauptſache ent⸗ 
behrlich macht. Eigenes Einkommen bis zu 30 M monatlich wird regelmäßig nicht zu be⸗ 
rückſichtigen ſein. Söhne, die militäriſche Dienſte leiſten, ſind nur zu berückſichtigen, wenn 
die Beamten für ſie erhebliche dauernd wiederkehrende Leiſtungen geldwerter Natur auf⸗ 
wenden müſſen. Dasſelbe gilt auch für Söhne, die ſich in Kriegsgefangenſchaft unter be⸗ 
ſonders ungünſtigen Umſtänden befinden. . 8 

Die Beſtimmungen in Abſatz 1 ſind auf uneheliche Kinder entſprechend anzuwenden, 
jedoch wenn der Unterhalt vom Beamten (Lohnangeſtellten) als Erzeuger gewährt wird, 
nur, wenn ſeine Vaterſchaft feſtgeſtellt iſt. 

13. Beamte im Vorbereitungsdienft erhalten die Kriegsteuerungszulage ſolange, als 


ſie entgeltlich beſchäftigt werden. Die dieſen Beamten gewährten Beihilfen können jedoch — u 


als Entgelt im Sinne dieſer Beſtimmung nicht. angeſehen werden. 2 

Die auf Probe einberufenen Militäranwärter 60 ſelbſt wenn ſie nicht aus dem 
Militärdienſt ausgeſchieden, ſondern nur beurlaubt ind, ſchon während der Probedienſtzeit 
zu den gegen Entgelt beſchäftigten Beamten. Es ſind ihnen daher auch während dieſer 
Zeit beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen die Kriegsteuerungszulagen zu zahlen, 
ſofern fie militäriſcherſeits keine Bezüge mehr erhalten und die niedrigsten Dienſtbezüge an- 
geſtellter oder diätariſch beſchäftigter Beamten aus der Staatskaſſe beziehen. 


14. Zu den Lohnangeſtellten höherer Ordnung ſind im allgemeinen zu rechnen die 
im Büro-, Kaſſen⸗ und Kanzleidienſt beſchäftigten männlichen und weiblichen Lohnempfänger 
ſowie auch die Fernſprechgehilfinnen. h 

15. Bei folchen bereits in den Ruheſtand verſetzten Reichs⸗ und Staatsbeamten, die 
als Lohnangeſtellte höherer Ordnung gegen Vergütung wieder beſchäitigt werden, beſtimmt 
ſich die für die Bemeſſung der Kriegsteuerungszulagen maßgebende Einkommensgrenze nach 
den für höhere Lohnangeſtellte geltenden Grundſätzen. Bei der Feſtſtellung des Einkom⸗ 
mens iſt das Ruhegehalt nach dem tatſächlich gezahlten Betrage zu berückſichtigen. Gemäß 
Satz 1 zu berückſi htigende Perſonen dürfen nicht außerdem die für Beamte im Ruheſtande 
vorgeſehenen Kriegsbeihilfen erhalten. 

16. Beamte (Lohnangeſtellte), die mangels Vorliegens der Vorausſetzungen zum 


Empfange der Kriegsteuerungszulagen nicht berechtigt waren, erhalten dieſe von dem Tage 
ab, mit dem die Vorausſetzungen erfüllt ſind. 


17. Tritt ein die Kriegsteuerungszulagen mindernder oder ausſchließender Umſtand 
(3. B. Beendigung der Berufsausbildung eines Kindes oder Erlangung einer mit ſelb⸗ 
ſtändigem Einkommen verbundenen Stellung, Wegfall der Unterhaltsgewährung an An⸗ 
gehörige, Tod eines Kindes, Tod des Beamten) innerhalb des Zeitraums ein, für den die 
Zuwendungen gezahlt wurden, ſo bleibt dieſe Anderung außer Betracht, es ſei denn, daß 
zugleich eine Ruͤckforderung der gezahlten Dienſtbezüge in Frage kommt. Solange Gnaden⸗ 
bezüge gezahlt werden, laufen auch die Kriegsteuerunszulagen weiter. 

In Fällen, in denen am 1. Januar 1919 Gnadenbezüge laufen, werden die neben 
ihnen laufenden Kriegsteuerungszulagen bis zum Ablaufe des Gnadenvierteljahrs unver: 
ändert fortgewährt. 

Den Hinterbliebenen eines im Kriege gefallenen Beamten find für das Gnadenviertel⸗ 
jahr die vollen Kriegsteuerungszulagen als Gnadenbezüge zu bewilligen. 

Tritt ein die Kriegsteuerungszulagen vermehrender Umſtand (3. B. Erhöhung der 
Kinderzahl, Heirat) innerhalb des Zeitraums ein, für den die Zuwendungen gezahlt werden 
ſo iſt dieſe Anderung vom Erſten des Monats ab zu berüdjichtigen, in dem fie ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

6 18. Für die Berechnung der Kriegsteuerungszulagen gelten als Dienſteinkommen: 
Gehalt, Ruhegehalt, Wartegeld und die geſamten dienſtlichen Bezüge im Ah der Be⸗ 
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es ruhegehaltsfähig iſt. 
Kriegs⸗, Verſtümmelungs⸗ und gleichartige Zulagen 


werden. 
Auf Lohnangeſtellte finden vorſtehende Beſtimm 


19. Kriegsteuerungszulagen ſind im allgemein 


angeſtellte höherer Ordnung, die bloß im Nebenamt 


Lohnangeſtellten die Zuwendungen ohne Rückſicht auf 


22. Bei Beurlaubungen von Beamten ohne G 
in denen der Anſpruch auf Gehalt uſw. ruht, ſind a 
zahlbar. 

23. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit 


auf die neuen Kriegsteuerungszulagen anzurechnen. 
Lohnangeſtellten, denen gegenüber mit Wirkung 


geſchiedenen Militäranwärter im Probedienſte. 
Beträge, die nach den bisherigen Beſtimmungen 
zurückzuzahlen. 


II. Außerordentliche Kriegszuwendungen an 


Derartige Zuwendungen werden für die Zeit 
auf die Allg. Verfügung des Kriegsminiſteriums vom 
Bl. S. 712) nicht mehr gewährt. 


haben Anderungen in ihren perfönlichen oder Familien 
der Kriegsteuerungszulagen von Einfluß ſein können 


9 * 


ſtimmungen zur Ausführung des § 66 des Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 1874 und 
6. Mai 1880, jedoch mit Ausſchluß des Wohnungsgeldzuſchuſſes (Dienſtwohnungen, Miets⸗ 
entſchädigung) und derjenigen Beträge, die einen Erſatz für Dienſtaufwand bilnen. Hier⸗ 
nach iſt dem Dienſteinkommen das Einkommen aus Nebenämtern nur hinzuzurechnen, wenn 


Weiter gehören zum Dienſteinkommen Militärpenſionen und „Renten, nicht dagegen 


und die Tagegelder oder Pauſchver⸗ 


gütungen, die für die auftragsweiſe Beſchäftigung an einem anderen Dienſtort gewährt 


ungen mit der Maßgabe entſprechend 


Anwendung, daß Bezüge, welche in ihrer Höhe wechſelnd find, zu einem von der An⸗ 
weiſungsbehörde feſtzuſetzenden Betrage angerechnet werden. 


en auch vorläufig vom Dienſte ent: 


hobenen Juspendierten) Beamten zu zahlen, und zwar berechnet nach dem vollen Gehalte 
(nicht nach der zahlbaren Gehaltshälſte). Soweit die Lage des Einzelfalls die Entziehung 
der Zuwendungen geboten erſcheinen läßt, iſt miniſterielle Entſcheidung einzuholen. 

20. Von dem Bezuge der Kriegsteuerungszulagen ſind Staatsbeamte oder Lohn⸗ 


angeſtellt ſind, ausgeſchloſſen. 


21. Die Kriegsteuerungszulagen ſind zugleich mit den den Beamten (Lohnangeſtellten) 
zuſtehenden Dienſtbezügen für den entſprechenden Zeitraum zu zahlen. Ebenſo wie für die 
gegen Monatsvergütung angenommenen ſind auch für die gegen Tagelohn beſchäftigten 


die dienſtfreien Sonn- und Feiertage 


nach den vollen Monatsſätzen zu zahlen. Soweit die Lohnangeſtellten infolge Austritts 
aus dem Dienſtverhältnis, in Krankheits- oder Urlaubsfällen nicht den vollen Monat hin⸗ 
durch tätig waren, erhalten ſie Kriegsteuerungszulagen nur für den gleichen Monatsbruch⸗ 
teil (vgl. § 3 Ziff. 26b RO.), für den der Lohn gezahlt wird. 


ehalt uſw. ſowie in ſonſtigen Fällen, 
uch die Kriegsteuerungszulagen nicht 


Wirkung vom 1. Januar 1919 ab in 


Kraft. Die bisher zuſtehenden Kriegsteuerungsbezüge und ſämtliche bei einzelnen Verwal⸗ 
tungen etwa gewährten Sonderzulagen (Betriebs-, Demobilmachungszulagen u. dgl.) ſind 


bis zum 28. Februar 1919 die Kün⸗ 


digung oder Entlaſſung ausgeſprochen iſt oder die vor dem 1. März 1919 von ihrem Kün⸗ 
digungsrecht Gebrauch gemacht haben, wird eine Nachzahlung nicht gewährt. 
Dasſelbe gilt für die unter Nr. 13 Abſ. 2 aufgeführten, inzwiſchen aber wieder aus⸗ 


zu Recht empfangen ſind, ſind nicht 


militäriſch verwendete Beamte. 


vom 1. Januar 1919 ab im Hinblick 
6. Dezember 1918 (Armee⸗Verordn.⸗ 


III. Anzeigepflicht. g 
1. Alle Beamten und Lohnangeſtellten, die laufende Kriegsteuerungszulagen erhalten, 


werhältniſſen, die auf die Gewährung 
(3. B. Beendigung der Verufsausbil⸗ 


dung eines Kindes oder Erlangung einer mit ſelbſtändigem Einkommen verbundenen Stel⸗ 


lung, Wegfall der Unterhaltungsgewährung an Ange 


hörige) unverzüglich und unaufgefor⸗ 


dert der vorgeſetzten Dienſtbehörde anzuzeigen. Zuwiderhandlungen gegen die Anzeigepflicht 


werden nicht nur zu Rückerſtattungen führen, ſonder 
ſichtsweg zu ahnden. 

2. Die vorgeſetzten Dienſtbehörden haben den 
fängern von der Verfügung zu III. 1 Kenntnis zu ge 


n find gegebenenfalls auch im Auf⸗ 


beteiligten Beamten und Lohnemp⸗ 
ben. 
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IV. Volksſchullehrperſonen. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen ſind auch auf die Leiter, Lehrer und Lehrerinnen an 
öffentlichen Volksſchulen und zwar ſowohl auf die angeſtellten als auch auf die auftrags⸗ 
oder vertretungsweiſe beſchäftigten (vgl. auch Runderlaß des Miniſters der geiſtl. und 
Unterrichtsangelegenheiten vom 2. März 1917, U III E 144. II, Abſ. 2 Satz 1) anzuwenden. 
Wenn ſeitens der Schulverbände oder Gemeinden gleichartige Zulagen an die in 
ihnen angeſtellten Volksſchullehrperſonen gewährt werden, ſo werden erſtere auf die ſtaat⸗ 
a Kriegsteuerungszulagen angerechnet (vgl. Runderlaß vom 15. April 1917, U III 
8 451, 1). 


V. Laufende Kriegsbeihilfen für Beamte und Volksſchullehrperſonen im Ruhe .; 
g ſtand And an von Beamten und Volksſchullehrern. 


Vom 1. Januar 1919 ab gelten folgende Beſtimmungen: 
A. Empfängerkreis. 


1. Unmittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen im Ruheſtande, die aus 
der preußiſchen Staatskaſſe Ruhegehalt auf Grund der Geſetze beziehen, ſofern fie nicht auf 
Grund des & 13 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren 
Staatsbeamten in den Ruheſtand vom 26. Februar 1919 (GS. S. 33) in den Ruheſtand 
verſetzt worden ſind, ſowie Hinterbliebenen von unmittelbaren Staatsbeamten und Volks⸗ 
ſchullehrperſonen, die aus der preußiſchen Staatskaſſe Hinterbliebenenbezüge auf Grund der 
Geſetze oder Bezüge aus Witwen⸗ und Waiſenanſtalten (Kap. 60 des Haushalts des Finanz⸗ 
miniſteriums) erhalten, können Kriegsbeihilfen gewährt werden. Ausgenommen ſind die⸗ 
jenigen, welche die Kriegsteuerungszulage der Beamten im Dienfte oder Lohnempfänger 

eziehen. a 

2. Wartegeldempfänger erhalten Kriegsbeihilfen nach den für Beamte im Ruheſtand 
geltenden Vorſchriften. 33 

3. Beamtinnen und Volksſchullehrerinnen, die ſich nach der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand verheiratet haben, ſind von der Bewilligung der Kriegsbeihilfen ausgeſchloſſen. Sind 
ſie jedoch jetzt verwitwet, geſchieden oder eheverlaſſen, ſo ſind ſie nach den Sätzen für Un⸗ 
verheiratete abzufinden. Haben ſie einen Beamten oder Volksſchullehrer geheiratet, der 
inzwiſchen geſtorben iſt, und erhalten ſie als deſſen Witwe Hinterbliebenenbezüge, ſo ſind 
die Kriegsbeihilfen für ſie nach den zuletzt bezogenen Gehaltsbezügen ihres Ehemanns 
zu berechnen. 

4. Waiſen, die bereits das 18. Lebensjahr überſchritten haben, ſowie Empfänger von 
Gnadenruhegehältern aus Kap. 62 Tit. 7 oder Perſonen, die eine laufende Unterſtützung 
aus einem der Unterſtützungsfonds beziehen, find von der Bewilligung laufender Kriegs⸗ 4 
beihilfen ausgeſchloſſen. Wo in ſolchen Fällen Beihilfen beantragt werden, ſind die Geſuche 
als Unterſtützungsgeſuche zu behandeln. 


B. Höhe und Vorausſetzungen der Kriegsbeihilfe. Leiter l 


1. Mindeſtſatz der Kriegsbeihilfe ſind in der Regel 50 v. H. desjenigen Betrags, der g 
dem Beamten unter Zugrundelegung der von ihm zuletzt bezogenen Gehaltsbezüge an 
Kriegsteuerungszulagen zuſtehen würde, wenn er noch im Dienſte wäre. Aus beſonderen 
Gründen kann über die 50 v. H. bis zum Vollſatz (100 v. H.) der nach Vorſtehendem 
zugrunde zu legenden Kriegsteuerungszulagen hinausgegangen werden. Solche beſonderen 
Gründe ſind z. B.: andauernde Kränklichkeit oder beſondere Pflegebedürftigkeit des Ruhe⸗ 
gehaltsempfängers oder der Hinterbliebenen — zumal wenn es ſich um ältere Perſonen 
handelt — beſondere Ausgaben für unverſorgte Kinder, niedriges Ruhegehalt oder Witwen⸗ 
und Waiſengeld. Stirbt ein Beamter, der Kriegsteuerungszulagen erhalten hat, oder tritt 
er in den Raheſtand, fo kann auch hierin z. B ein Anlaß liegen, über den Mindeſtſatz 
von 50 v. H. hinauszugehen. Dagegen können etwaige einem Empfänger von Ruhegehalt 
oder Hinterbliebenenbezügen aus beſonderen Gründen entſtandene einmalige Ausgaben 
im allgemeinen keinen Grund dafür bieten, eine höhere laufende Kriegsbeihilfe als 50 v. H. 

u bewilligen. 
5 Für die zu gewährenden Kriegsbeihilfen ſind die Grundbeträge (I. 1) desjenigen Ortes 
maßgebend, an dem der Ruhegehaltsempfänger oder die Hinterbliebenen wohnen. 
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2. Vollwaiſen bis zu 18 Jahren erhalten die ihnen zuſtehenden Kriegsbeihilfen in 
Höhe von 50 v. H. bis 100 v. H. der für das Kind des entſprechenden aktiven Beamten 
berechneten Kriegsteuerungszulage (Beiſpiel 11). Dasſelbe gilt für Halbwaiſen, deren 
Mütter ſich wieder verheiratet haben, ſofern die Verhältniſſe der Halbwaiſen die Bewilligung 
einer Beihilfe erforderlich erſcheinen laſſen. 

3. Die Beihilfen werden nur auf Antrag und nur im Falle des Bedürfniſſes gewährt. 
Das Bedürfnis iſt immer anzunehmen, wenn Nebeneinnahmen nicht vorhanden ſind oder 
nicht hinausgehen: 

a) bei Ruheſtandsbeamten über den Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Ruhegehalt 
und dem zuletzt bezogenen Gehalte (bei Unterbeamten ſamt dem ruhegehalts⸗ 
fähigen Wohnungsgeldzuſchuß), 

b) bei Witwen und Waiſen über den Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Ruhegehalte, 
das der verſtorbene Ehemann oder Vater bezog oder bei ſeiner Zurruheſetzung 
zum Zeitpunkt des Todes bezogen haben würde, und ſeinem letzten Gehalte 
(bei Unterbeamten ſamt dem ruhegehaltsfähigen Wohnungsgeldzuſchuß). 

4. Bei dieſer Berechnung ſind als nicht vorhanden anzuſehen: 

a) Einnahmen bis zur Höhe von 1000 & aus einer Beſchäftigung, die unter das 
durch Nr. 7 des Aufrufs vom 12. November 1918 (RG Bl. ©. 1303) aufgehobene 
Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt fiel, ſofern dieſe oder eine gleichartige 
Beſchäftigung ſeither ohne Unterbrechung fortgeſetzt worden iſt. N 

b) Altruhegehaltszuwendungen, Althinterbliebenenzuwendungen, ſonſtige Unter⸗ 
ſtützungen aus ſtaatlichen Mitteln, Kriegs-, Verſtümmelungs⸗ und gleichartige 
Zulagen. Dagegen werden Militärpenfionen und -renten, militäriſche Hinter⸗ 
bliebenenbezüge, die neben dem Zivil⸗Witwen⸗ und Waiſengelde gewährt werden, 
als Nebeneinnahmen angeſehen. 

5. Die über den Unterſchiedsbetrag hinausgehenden Einnahmen ſind auf die Beträge 
der ſich aus Nr. 1 ergebenden Kriegsbeihilfen (vergl. V B 1) anzurechnen. Von der An⸗ 
rechnung der Nebeneinnahmen kann nur in beſonderen Ausnahmefällen abgeſehen werden. 
(Siehe die Beiſpiele 11.) 

6. Beim Ableben eines Ruhegehaltsempfängers ſind die Beihilfen, ſofern der Ruhe⸗ 
gehaltsempfänger den Fälligkeitstag noch erlebt hat oder an dieſem Tage Gnadenbezüge 
laufen, neben dem Ruhegehalt oder den Gnadenbezügen an „unbemittelte Hinterbliebene“ 
zu zahlen, ſofern in deren Perſon ein Bedürfnis anzuerkennen iſt, dagegen nicht an die 
Erben als ſolche. Der Runderlaß vom 11. April 1908 (Miniſterialblatt für die innere 
Verwaltung S. 92, Zentralblatt der Unterrichtsverwaltung S. 785), durch den die zahlenden 
Kaſſen ermächtigt worden ſind, über die Gewährung des Ruhegehalts für das Gnaden⸗ 
vierteljahr ſelbſtändig zu entſcheiden, gilt ſinngemäß. In Fällen, in denen am 1. Januar 
4919 Gnadenbezüge laufen, kann die Beihilfe erſt vom Ablauf des Gnadenvierteljahrs an 
anderweit feſtgeſetzt werden. f ä 

Der Runderlaß vom 16. Juli 1918 (1 7165), wonach die Kriegsbeihilfen auch an 
„Erben“ von Bezugsberechtigten gezahlt werden dürfen, wird hiermit aufgehoben. 

7. Solange den Ehefrauen und Kindern von im Kriege vermißten Beamten (Lehrern) 
nach den Grundſätzen, betreffend Rückerſtattung überhobener Geldbeträge, die Fürſorge 
gegen ein Übermaß von Gehaltszahlung uſw., das Gehalt voll gezahlt wird, haben ſie 
auch die Kriegsteuerungszulagen in der dem Beamten zuſtehenden Höhe zu erhalten. Be⸗ 
ziehen indeſſen die Ehefrauen und Kinder vermißter Beamten (Lehrer) an Stelle des Gehalts 
nur einen Vorſchuß in Höhe des zu erwartenden Witwen- und Waiſengeldes, ſo ſteht ihnen 
eine Kriegsbeihilfe in Höhe desjenigen Betrags zu, der ihnen als Hinterbliebenen der 
Beamten (Lehrer) zu zahlen wäre. 


Beispiel 5) 


C. Verfahren. 

1. Sämtliche bisherigen Anträge auf Bewilligung von Kriegsbeihilfen ſind auf Grund 
dieſes Erlaſſes neu zu prüfen. Die neuen Bewilligungen ſind ſchnellſtens auszuſprechen. 
Etwa notwendige Aufklärungen ſind möglichſt ohne polizeiliche Ermittelungen durch ſchrift⸗ 
liche Befragung der Beteiligten zu beſchaffen. 

Im übrigen bleiben die Vorſchriften der Erlaſſe vom 11. September“) und 
17. Dezember 1917) in Geltung. 


9 HMBL. 1917 S. 329. 
*) HMB. 1918 S. 8. 
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2. Die neu hinzutretenden Empfänger von Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezügen find, 
ſoweit ſie zu 5 reise der a en VA Nr. 1 e need Stele 
hören, bei der Zahlbarmachung ihrer Verſorgungsgebührniſſe von der e iR elle 
durch Überfendung des üblichen Vordrucks darauf hinzuweiſen, daß fie im Bedarfsfa e nach 
Darlegung ihrer Verhältniſſe Kriegsbeihilfen erhalten können. 8 

3. Wird die Gewährung einer laufenden Kriegsbeihilfe erſt nachträglich e 
kann dieſe nicht nur für den Monat, in dem der Antrag eingeht, 1 a ie 
a enen zwei Monate unden ſofern innerhalb dieſer Zeit die Voraus⸗ 
etzungen für die Bewilligung beſtanden haben. a ER 

t oh e Beihilfen ſind ebenſo wie die nachträglich bug 10 
Prüfungserinnerungen zu zahlenden Beihilfen auf die planmäßigen Fonds des jeweilig 
laufenden Rechnungsjahrs anzuweiſen (ſ. auch 8 7 (14) 5 R. O.). 


D. Benachrichtigung der Empfänger. = 
Die Empfänger find über die Bewilligung der laufenden Kriegsbeihilfe etwa wie folgt 
u benachrichtigen: : : 
m. 1. Januar 1919 an iſt Ihnen eine widerrufliche laufende Kriegs⸗ 
beihilfe von jährlich 7728 Mb beivilligt worden, die zuſammen mit dem 
Ruhegehalt“ — den Hinterbliebenenbezügen — gezahlt werden wird. Sie ſind 
zur Vermeidung der Rückforderung überhobener Beträge verpflichtet, unverzüglich 
hierher Anzeige zu machen, wenn ſich Ihr Einkommen durch Übernahme einer 
entgeltlichen Beſchäftigung oder durch ſonſtige Umſtände erhöht, oder wenn eins 
Ihrer bisher unverſorgten Kinder eigenes Einkommen erlangt oder ſeine Berufs⸗ 
ausbildung beendigt hat.“ 


Dieſe Benachrichtigungen können durch einen Bürobeamten unterſchrieben (beglaubigt) 
werden. 


VI. Anweiſung und Verrechnung der laufenden Kriegsteuerungszulagen 
und Kriegsbeihilfen. 
1. Für die Anweiſung und Verrechnung der laufenden Kriegsteuerungszulagen und Kriegs⸗ 
beihilfen bleiben die Ban ann unter VI des Runderlaſſes vom 26. März 1918*) beſtehen. 


2. Die Kriegsteuerungszulagen für Lohnangeſtellte find nach wie vor bei den Lohn⸗ 
fonds nachzuweiſen. 


f VII. 
uſw. 
iniſteri Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
Miniſterium des Innern. an ud Volksbildung Finanzminiſterium. 
e In Vertretung. Dr. Südekum. 
v. Jarotzky. 


Baege. 
An die nachgeordneten Behörden. 
Beiſpiel 1. 

Ein Beamter in Ortsklaſſe A mit einem Dienſteinkommen von 1810 , und 4 zu 
berückſichtigenden Kindern erhält jährlich 4790 / laufende Kriegsteuerungszulage, d. h. ins⸗ 
geſamt dieſelbe Summe (6600 //), die ein Beamter mit 4 Kindern und einem Dienſt⸗ 
einkommen von 1800 & bekommt. 

Beiſpiel 2. 

Ein unverheirateter Beamter in Ortsklaſſe A mit 14 000 M Dienſteinkommen erhält 
jährlich 824 / laufende Kriegsteuerungszulage, d. h. insgeſamt dieſelbe Summe (14 824 M), 
die einem unverheirateten Beamten mit 13 000 #4 Dienſteinkommen zuſteht. 


Beiſpiel 3. 


Einer 19jährigen Fernſprechgehilfin im Teuerungsgebiete ſtehen folgende regelrechte 
Bezüge zu: 


a) Vergütung jährlich 


„ 8 5 1 N 1200 . 
- . 6216 =) 
b) Kriegsteuerungszulage 90 8400 82 r 
— : 
E zuſammen . 2064 % 
) HMBL. S. 154. 
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Sie hat bisher erhalten: 


a). Vetgitung fehr enn 1200 % 
b) Zuſchlagvergütung fähr lich e , NIE ee 360 
o Kriegsteuerungs bezüge e 708 = 

zuſammen 2268 HM 


alſo mehr = 204 . Die laufende Kriegsteuerungszulage iſt auf (864 + 204 =) 1068 # 
zu erhöhen; dagegen fällt die Zuſchußvergütung weg. 
Beiſpiel 4. 1 
Einem außerordentlichen Bürohilfsarbeiter (Nilitäranwärter) im Teuerungsgebiete mit 
2 unverſorgten Kindern ſtehen folgende regelrechte Beträge zu: 


a) Vergütung jährlich . n 1350 4 
b) Kriegsteuerungszu lage F 
zuſammen . 440 M 


Ihm find bisher gewährt worden: 

a) 8 „ Vergütung für den Arbeits ag (800 8 0 22 
ib Krlegstenerung bezüge ee 1488 . 
zuſammen .. 5888 M 

Er erhält vom 1. Januar 1919 ab an Kriegsteuerungszulage 3120 — (2400 — 1350 ) 
1050 — 2070 &, alſo gegen die bisherigen Bezüge mehr (4470 — 3888 —) 582 . 

a Beiſpiel 5. 

Eine Kriegerwitwe ohne eigenen Hausſtand mit einem Kinde iſt als Bürohilfsarbeiterin 
gegen eine jährliche Vergütung von 1 320 M beſchäftigt. Ihr Kind iſt im Haushalt der 
Großeltern untergebracht und wird von dieſen unterhalten. Sie erhält an Kriegsteuerungs⸗ 
zulage jährlich (80 v. H. von 1800 =) 1440 . 


Beiſpiel 6. 

Ein lediger Beamter im Teuerungsgebiete mit 2 000 ‚M Gehalt hat auf Grund eines 
notariellen Anerkenntniſſes für ein uneheliches Kind Unterhalt zu leiſten, das er nicht bei 
ſich aufgenommen hat. Er erhält an Kriegsteuerungszulage (80 v. H. von 2040 =) 
1682 + 480 zufanımen 2112 l. 

Beiſpiel 7. 
Ein Regierungsbauführer, Kriegsteilnehmer, iſt vom 16. Januar bis zum 15. Juli 


1919 beim Neubau eines im Teuerungsgebiete liegenden Regierungsgebäudes zur Unter⸗ 


ſtützung des bauleitenden Beamten beſchäftigt. Er erhält für dieſe Zeit 6 M Tagegelder. Ihm 


. 4 8 8 11 
ſind für 6 Monate G 170K 106 816 , laufende Kriegsteuerungszulage zu bewilligen. 
Beiſpiel 8. 
Ein Steuerſupernumerar wird während ſeiner dreijährigen unentgeltlichen Vorbereitungs⸗ 
zeit vom 15. Februar 1919 ab auf unbeſtimmte Zeit zu einer auswärtigen Behörde abge⸗ 
ordnet, um einen erkrankten Beamten zu vertreten. Am 21. April 1919 kehrt er zurück. 


Während dieſer Zeit erhält er neben 4% oder 3 % Tagegeldern an Kriegsteuerungszulage: 


. 14 80 1 DU NE 
für Februar ( 55x150X 100 90%, für März 120 e und für April 501504100 


zuſammen 264 WA. 


584. 


Beiſpiel 9. 
Der Witwe und 2 Kindern eines am 16. Dezember 1918 geſtorbenen mittleren 
Beamten ſind für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 1919 an Gnadenbezügen gezahlt: 


a) Gehalt 500 % =: ‚— = — , f 750, 4 
b) Wohnungsgeldzuſchuß 4500C1% B 
e) Kriegsteuerungsbezüge 120%. e BR En u N a ER 


zuſammen 1 177,50 M 
Die Kriegsteuerungsbezüge bleiben für das Gnadenvierteljahr unverändert. 
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Wäre der Beamte dagegen erſt am 16. Januar 1919 geſtorben, ſo wären an F l 
teuerungszulage für die Monate Januar bis einſchl. April 1919 zuſtändig 2400 X 15= 800 M; 
nachzuzahlen ſind alfo für die Zeit bis Ende April 1919: 800 — 315 = 485 M. 


Beiſpiel 10. 
Ein mittlerer Beamter mit Frau und 2 zu berückſichtigenden Kindern in Ortsklaſſe A 
wird als Feldwebelleutnant mit Friedensgebührniſſen weiter im Heeres dienſte beſchäftigt. 


Da er über 39 Jahre alt und nicht mehr wehrpflichtig iſt, ſo hat bisher die Heeresver⸗ 1 
waltung ſeine geſamten noch zahlbaren Dienſtbezüge erſtattet, und zwar: 
a) Gehalt 3300 — (2100 ＋ 570 = 2670 .. 62300 
b) Wohnungsgeldzuſchuß ß 77770 8b 
enn d 28. 


zuſammen . 2858 M 
Vom 1. Januar 1919 ab ſtehen dem Beamten 3540 M laufende Kriegsteuerungs⸗ 


zulage zu. Darauf find aber anzurechnen: (12 K 75 =) 900 M Demobilmachungszulage; 
es find alfo nur zu zahlen und der Heeres verwaltung anzurechnen: (3540 — 900 =) 2640 M 
laufende Kriegsteuerungszulage. 

In derſelben Weile ift zu rechnen bei der Anweiſung der Kriegsteuerungszulage für 
eien mit Friedensgebührniſſen weiter als Offizier oder oberer Militärbeamter im Heeres⸗ 
dienſte beſchäftigten noch wehrpflichtigen Beamten. 


Beiſpiel 11. 
1. Unterbeamter im Ruheſtande, der verheiratet iſt oder war, oder Unterbeamtenwitwe: 
e nr Ber 2080 % 
ruhegehaltsfähiger Wohnungsgeldzuſchun .... 300 
Rupene en ee 
demnach Unterſchieds betrag 


Keine Nebeneinnahme. Demnach Mindeſtſatz der Kriegsbeihilfe 1680 840 


2 
2. Dieſelben mit 2 unverſorgten Kindern: 5 
2400 


Mindeſtſatz —— = 1200 M 
3. Wie 2, aber im Teuerungsgebiete: 


Be. 
Mindeſtſatz 2 1500 / 


4. Wie 1, indes mit 800 % Nebeneinnahmen (durch Abvermieten, Arbeitsverdienſt 
Zinſen ufw,). ' 


Der Unterſchiedsbetrag von 600 % iſt um 200 M überſchritten. Dieſe 
200 4 find anzurechnen. Es müſſen mindeſtens 840 — 200 — 640 „ gewährt 
werden. Es können aber bei beſonderem Bedürfnis 1680 (d. h. die vollen 
100 dv H.) — 200 = 1480 % bewilligt werden. 

5. Wie 2, mit 1856 % Nebeneinnahmen, und zwar: 516 M Kriegswitwen⸗ und Waiſen⸗ 
geld als Hinterbliebene eines im Kriege gefallenen Feldwebels, 420 M allgemeine Verſorgung 
auf Grund des Militärhinterbliebenengeſetzes, ferner 920 M durch privaten Arbeitsverdienſt. 

Der Unterſchiedsbetrag iſt um (1856 — 600 =) 125644 überſchritten. 
Es wird in der Regel nichts zu bewilligen ſein, doch kann bei beſonderem 
Bedürfnis bis zu (2400 — 1256 =) 1141 M bewilligt werden. 
N Wegen beſonderer Ausnahmefälle ſiehe VB 5. 

6. Wie 1, mit 1200 % Nebeneinnahmen aus einer Beſchäftigung, die unter das 
frühere Kriegshilfsdienſtgeſetz fiel, und die ſeither ohne Unterbrechung fortgeſetzt it, und 
400 / Kapttalzinſen. 1000 / der erſten Nebeneinnahme gelten als nicht vorhanden. Die 
übrigen 200 % und die 400 , Kapitalzinſen überſchreiten nicht den Unterſchiedsbetrag. 

Der Mindeſtſatz von 840 „ ift zu gewähren. z 7 

7. Drei Vollwaiſen des Beamten zu 1. 

Für drei Kinder des aktiven Beamten werden (3 * 30 N 12 = 1080 % 
gewährt. Mindeſtſatz für die drei Vollwaiſen 540 , alſo für jede 180 ‚u 

8. Unterbeamter im Ruheſtande wie zu 1, ledig, ohne eigenen Hausſtand, Mindeſtſat 

mx =) 672 „ mit eigenem Hausſtand Mindeſtſatz 1680:2 — 840 K. 
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Tafel 


über die an Staatsbeamte vom 1. Januar 1919 ab zahlbaren laufenden 
Kriegsteuerungszulagen. 
m pp p ̃ ͤ ͤ———— — 


Jahresbetrag der Kriegsteuerungszulage 
bei einem jährlichen Dienſteinkommen: 
1⸗ bis zu 1800 , 
2 = von mehr als 1800 bis zu 4800 , 
Familienſtand 3 = bon mehr als 4800 bis zu 13000 % 
— . ̃ —— 


In Ortsklaſſe A In 185 1 a | In ſonſtigen Orten 


| ! | 1 . 3 
1. K. e . . M M 
" 

lea unters e Sohre ze, 860 | 986 912 864 816 768 720 672 624 
ledig, ohne eigenen Hausftand . . . . | 1990 1872 | 1824 | 1728 | 1682 | 1586 | 1440 1344 | 1948 
verheiratet, verwitwet ohne Kinder 2400 2340 | 2280 | 2160 | 2040 | 1920 | 1800 1680 | 1560 
DES lo 14 3000 2940 2880 | 2640 2520 | 2100 2160 2040 1920 
Deo e in?? 4 * 5 3000 3540 34803120 3000 2880 | 2520 2400 2280 
fee ee Ma J 4200 | 4140 | 4080 | 3600 3480 3360 2880 | 2760 | 2640 
il idee J 4800 | 4740 | 4680 | 4080 3960 | 3840 | 8240 3120 | 3000 
desgl. 5 Kinde 1 5400 5340 52804560 4440 4320 3600 | 3480 | 3360 
, 6000 | 5940 5880 | 5040 4920 4800 3960 3840 3720 
e,, 6600 6540 | 6480 | 5520 | 5400 | 5280 4320 | 4200 4080 
desgl. 8 Kinder J 7200 | 7140 | 7080 | 6000 | 5880 | 5760 | 4680 4560 4440 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 


Handelskammer zu Berlin und Potsdamer Handelskammer. 


Die von der Handelskammer zu Berlin und der Potsdamer Handelskammer, Sitz 
Berlin, beſchloſſene Vereinigung ihrer Bezirke wird hierdurch genehmigt. Die neue Handels⸗ 
kammer führt den Namen: „Handelskammer zu Berlin“. Ihr Sitz iſt Berlin. Die Zahl 
der Mitglieder beträgt nach dem vorläufigen Statut 91. 


Berlin, den 10. März 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe 
IIa. 631. Fiſchbeck. 
2 ͤ ⁵ ——-K. 
2. Handelsverkehr. 


Kriegswucheramt. 

Die bisher bei dem Polizeipräſidium in Berlin unter der Bezeichnung „Kriegs⸗ 
wucheramt“ errichtete Abteilung wird dem Staatskommiſſar für Volksernährung als 
ſelbſtändige Polizeibehörde unterſtellt. Das Amt, welches den Namen „Landespolizeiamt 
beim Staatskommiſſar für Volksernährung“ führt, handhabt neben den in der Verfügung 
des Miniſters des Innern vom 1. Auguſt 1916 feſtgeſtellten Aufgaben die Geſchäfte der 
örtlichen Polizei in der Stadt Berlin auf ſeinem ſachlichen Arbeitsgebiete. 

Die Leitung der Geſchäfte des Landespolizeiamts wird einem zum höheren Ver⸗ 
waltungsdienſt oder zum Richteramte befähigten Beamten übertragen, dem ein zum 
höheren Verwaltungsdienſt oder zum Richteramte befähigter Beamter als ſtändiger Stell⸗ 
vertreter beigegeben iſt. Ferner ſtellt der Zentralrat der Arbeiter⸗ und Soldatenräte einen 
Beigeordneten. 

Das Landespolizeiamt hat das Recht, auf ſeinem ſachlichen Arbeitsgebiete die Be⸗ 
hörden und Beamten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes mit Anweiſungen zu verſehen. 
Allgemeine Anweiſungen ſind vor Erlaß dem Staatskommiſſar für Volksernährung vorzu⸗ 
legen. Die Aufſichts⸗ und Anweiſungsbefugniſſe anderer Behörden werden hierdurch 
nicht berührt. 
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Das Landespolizeiamt wird als für das geſamte preußiſche Staatsgebiet im Sinne 
des § 1 Abſ. 1 der Bekanntmachung über die Auskunftspflicht vom 12. Juli 1917 (RGBl. 
S. 604)/11. April 1918 (RGBl. S. 187) zuſtändige Stelle beſtimmt. 5 

Die bei dem Landespolizeiamte beſchäftigten Kriminal⸗ und Polizeiinſpektoren ſowie 
Kriminal- und Polizeikommiſſare werden zu Hilfsbeamten ſämtlicher preußiſchen Staats⸗ 
anwaltſchaften beſtellt. Die bei dem Landesbolizeiamte beſchäftigten Kriminal- und Polizei⸗ 
Oberwachtmeiſter werden zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaften bei den Landgerichten I, 
II und III in Berlin beſtellt. Die gemeinſchaftlichen Verfügungen des Juſtizminiſters und 
des Miniſters des Innern vom 6. Dezember 1917 über die Beſtellung von Hilfsbeamten 
der Staatsanwaltſchaft (Juſtizmin.⸗Bl. S. 384) und die gemeinſchaftliche Verfügung des 
Juſtizminiſters und des Staatskommiſſars für Volksernährung vom 4. März 1918 über 
5 eu von Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft (Juſtizmin.⸗Bl. S. 58) werden 
aufgehoben. J 
g Im übrigen bleibt die Verfügung vom 1. Auguſt 1916 mit den aus vorſtehendem 
ſich ergebenden Abänderungen in Kraft. 


Berlin, den 15. Februar 1919. 
Miniſterium für Handel 


Der Staats kommiſſar für f und Gewerbe. Miniſterium des Innern. 
Volksernährung. j Im Auftrage. In Vertretung. 
Wurm. Neuhaus. Freund. 
Finanzminiſterium. Juſtizminiſterium. 
In Vertretung. In Vertretung. 
Buſch. Mügel. 


St. K. f. V. Gen. 209. — M. f. H. IIb. 501. — M. d. J. IIa. 8. — F. M. S. J. 131 J. — J. M. I. 18. 


Handel mit Gemüſeſämereien. 


Ausſlührungsbeſtimmungen zu der Verordunng Über den Handel mit Gemüſeſümereien 
vom 19. Oktober 1918 (Baß gl. H. 1255). 


= Auf Grund des 8 1 der Verordnung über den Handel mit Gemüſeſämereien vom 
Oktober 1918 (RGBl. S. 1255) und der 88 6, 7, 8 Abſ. 2 und § 12 Abſ. 2 der Ver⸗ 
ordnung über den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Ketten⸗ 
handels vom 24. Juni 1916 (RGBl. S. 581) wird folgendes beſtimmt: 
i Die Ausführungsbeſtimmungen vom 12. Dezember 1916“ zu der Verordnung über 
den Handel mit Sämereien vom 15. November 1916 (RGBl. S. 1277) finden auf die 
Verordnung über den Handel mit Gemüſeſämereien vom 19. Oktober 1918 (RG Bl S. 1255) 
mit folgenden Abänderungen ſinngemäße Anwendung. 

Ziff. 1 Abſ. 1 lautet: Zur Entſcheidung über die Erteilung und Entziehung der 
Erlaubnis zum Handel mit Gemüſeſämereien aller Art einſchl. Kohlrüben, Küchenkräuter⸗ 
und Kümmelſamen ſowie zur Unterſagung des Handels in den Fällen des § 1 Abſ. 1 der 
Verordnung vom 19. Oktober 19187 

„Ziff, 1 Abſ. 3, Satz 2 lautet: Zwei Mitglieder ſollen Vertreter des Gemüſebaues, 
zwei Vertreter des Handels, von den letzteren joll einer Gemüſeſamenhändler fein, 
Ziff. 3 Abſ. 1 heißt es in der dritten Zeile: Gemüſeſämereien, ſtatt Sämereien und 
in der ſechſten Zeile iſt hinter der Klammer einzufügen: und zum Handel mit Sämereien 
auf Grund der Verordnung über den Handel mit Sämereien vom 15. November 1916 
(RG Bl. S. 1277) iſt, f 

Ziff. 3 Abf. 2 heißt es in der vorletzten Zeile: Gemüſeſämereien, ſtatt Sämereien, 

Ziff. 4 Abſ. 2 heißt es in der zweiten Zeile: Offiziellen Preiskommiſſion für Gemüſe⸗ 
fenen f b 2 . 

iff. 4 Abſ. 2 heißt es in der dritten Zeile: vom 6. November 1918 
19. September 1916, i . ET 


Ziff. 8 heißt es in der dritten Zeile: Gemüſeſämereien, ſtatt Sämereien. 


—— * 
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Die maßgebenden Richtlinien und das Muſter zu einem Erlaubnisſcheine für den 


Anlage. Handel mit Sämereien finden in der anliegenden Faſſung auch auf dieſe Ausführungs⸗ 


beſtimmungen Anwendung. 
Berlin, den 17. Februar 1919. 


Miniſterium für Handel Miniſterium für Landwirtſchaft, Preußiſcher Staatskommiſſar 


und Gewerbe. Domänen und Forſten. für Volksernährung. 
Im Auftrage. In Vertretung. In Vertretung. 
Neuhaus. Ramm. Peters. 


IIb 691 M. f. H. — IA le 6013 M. f. L. — VId 347 St. f. V. E. 


Anlage. 
Richlinien 


Die feſtgeſetzten Preiſe ſtellen die obere Preisgrenze dar, ſie dürfen nicht überſchritten, 
können aber unterſchritten werden. Sie verſtehen ſich, wenn nicht anders vermerkt, für gute 
Qualitäten von genügender Keimkraft. Geringere Qualitäten ſind dem Wertunterſchied 
entſprechend billiger zu verkaufen. 

Original» und Spezialzüchtungen, die von der „Offiziellen Preiskommiſſion für Gemüſe⸗ 
ſamen“ als ſolche zugelaſſen find, dürfen bis 20 %% über die feſtgeſetzten Richt⸗ oder Höchſt⸗ 
preiſe berechnet werden. Dieſe Vergünſtigungen gelten nicht für Zuckerrüben, da für dieſe 
ein geſetzlicher Höchſtpreis beſteht. i 

Neuheiten von einjährigen Artikeln ſind von Höchſtpreiſen nur frei im Jahre der Ein⸗ 
führung und dem erſten darauf folgenden, ſolche von zweijährigen Artikeln im Jahre der 
Einführung und den beiden darauf folgenden Jahren. 

Anerkannte Staaten fallen unter die Richtpreiſe. 

Die Preiſe verſtehen ſich für prompte Lieferung, gegen netto Kaſſe für 100 Kilo, 
10 Kilo, 1 Kilo, 100 Gramm, 10 Gramm und eine Portion ausſchließlich Verpackung ab 
Lager des Verkäufers. f 

Von 25 kg an aufwärts gilt der 100 kg-Preig 


5 „10 kg⸗Preis 
250 ͤ » . — 1 kg⸗Preis 
50 5 „100 g⸗Preis. 


Soweit nur 1 kg⸗Preiſe feſtgeſetzt find, gelten die Kilopreiſe auch für größere Mengen. 

Für ſpätere Lieferung können 6% Zinfen für das Jahr berechnet werden. Zur Über⸗ 
wachung und Ergänzung dieſer Beſtimmungen und Preisfeſtſetzungen beſteht eine Kommiſſion, 
die auch Übertretungen zu prüfen und über ihre weitere Behandlung zu entſcheiden hat. 

Anzeigen und ihr ſonſt zur Kenntnis gekommene Übertretungen und Umgehungen 


werden durch die Kommiſſion geprüft. Werden ſolche für vorliegend erachtet, ſo iſt der 


Schuldige zu verwarnen bezw. hat die Kommiſſion das Recht, die Sache weiter zu verfolgen. 
Vereinbarungen zur Schlichtung von Streitigkeiten (Schiedsgerichte, Gerichte, Kontroll 
ſtationen) werden durch vorſtehende Beſtimmungen nicht beſchränkt. 


Feſtgeſetzte Richtpreiſe gelten bis zur Feſtſetzung neuer Richtpreiſe für die betreffenden 
Artikel. N 


* 


Anträge auf Zulaſſung von Original- und Spezialzüchtungen von Gemüſe, die die 
Vergünſtigung der höheren Preiſe genießen ſollen, ſind baldigſt in dreifacher Ausfertigung 
an Herrn Prof. Dr. Hillmann, Schriftführer der „Offiziellen Preiskommiſſion für Gemüſe⸗ 
ſamen“, Berlin W 36, Schöneberger Ufer 17, zu richten. 


Für ben Verkauf a an Wieder⸗ 


Für den Verkauf an Verbraucher 


verkäufer 
n | 3 M 7 
100g 10Kg 1 kg 100 f 10 f 10 kg 10 kg Ikg | 1005| 108 Portion 
e “ala e e e ee Inhalt! Preis 
| } 
Anis 4 — u. 140 0,20 — | — 18,800 1,60 0,20 10 f | 0,20 
Buſchbohnen Hinrichs Rieſen, Ir | 
mit Fäden 880 92,.— 9,50 1,20 — 1000 | 110,— 12,40 1,50 — — — 
Buſchbohnen Hinrichs N een, ohne N 
Fäden 940 98,.— 10,40 1,30 — 1080 118,.— 13,— 1,600 — — "> 
Buſch bohnen ſonſt. grünſch. farb. | | | 
Kern mit Fäden .. 700 74.— 7.800 1,1 — 790 86,.— 9,20 1,20 — — | — 
Buſchbohnen ſonſt. grünſch. farb. ö | | 
Korn, ohne Fäden 750 78,.— 8,40) 1,10 — [ 860 93,— 10,.— 1,80 — | — — 
Buſchbohnen ſonſt. grünſch. weißes | 
Korn, mit Fäden 880 92,.— 9,60 1,20 — 1000 110.— 12,40 150 — — — 
Buſchbohnen ſonſt. grünſch, weißes | 
Rn ohne Fäden 0 940 98,— 10,40) 1,30“ — 1080 ee e I 
uſchbohnen, alle elbſchotit en 
Seat gelbſchokigen 8 gg 9, — 1,201 — 940 102.— 1.— 1 — | — | — 
tangenbohnen alle rün of en N | 
en geinfchotig 860 80, 940 120 — 860 106,— 11,600 1.50 — | — — 
Stangenbohnen, alle elb otigen : | 
a 8 jdotig 920 96,.— 10,20) 30 — 1060 116,.— 12,80 100 ͤ—-— — 
Stangenbohnen, alle türkiſchen 
„Sehen. ſch 730 | 77,.— 8,20 1.— — 830 90,.— 9,600 1,20 — — = 
ben, gewöhnl. olländ. od. 5 * 
8 Erfurter 5 Preiſe frei! Mißernte! Preiſe frei! Mißernte 
uffbohnen, alle anderen Sorten: 
Bohnenkraut wi 660 70.— 7,40 0,90] 0.15] 760 82,— 8,80 4,10 0,15 10 g 0,15 
Boretich re» RE ee OLD 6,60 0,90 0,15 10 & | 0,15 
ichorienwur eln, lan e latte | 
„Mapdebunger vr 'gtatte 160 188.— 20— 240 080 2000 |224—| 24.— 8 — 040) 10 8 0.40 
au eln, verbeſſerte ſpi 8 
„or nal. a fit“ 2100 224— 24 — 2.80 0,40 2300 260,.— 29.— 3,50 0,40 108 | 0,40 
ichorieuwu U deren 8 0 
e eee anderer 2000 216 28,— 2.80, 0.40 2200 250.— 28. 3,40) 0,40 10 g 0440 
. 660 70.— 7.40 0,0 0,16] 760 82.— 8,80) 1,10] 0,15 10 8 0,15 
Juckererbſen, alle Sorten 400 43.— 4.60 0.50 — e ee e 
Schalerbſen, alle Sorten EV 
Markerbſen, hohe und mittethohe 340 36,.— 3,80 9,50 — 380 42,.— 4,60 0,801 — | — — 
5 webe be. 400 43.— 4990 0.60 — 250 80. 404% — | — | — 
Esdragon . — — 112, 18. 1,50 — — 128, 14,40 1,801 2 9.50 
Fenchel, gewöhnlicher a | 8,800 1,10 0158| —- 10,80 1.0 0,201 10 g | 0,20 
artenmelde, alle Sorten 450 48,—| 5.20 0,70 110 2 56,.— 6.— 0,80 9.160 10 8 0,15 
urten, ruſſiſche Trauben. „ e 40 — Deere 94,.— 11,00 1,40) 8 0,80 
« ds N 
1 5 alle anderen i S 1,80 9 199 — 1720 2 0880 
Treibgu Se t * 4 — — 440,.— 48,.— 8, a ‚—|52,—| 5,60 10 K 0,60 
gurken, Grnücshanstu 0 — T 176, 20 840] — | — 188 — 28,0 2,60| 12 K 0,50 
Kerbel, gewöhnlicher I 3,40 0,50 0,10| 332 86,.— 4,— 0,50 0,10| 10 g | 0,10 
8 moge er 316 84.— 8,60 9.50 0,10] 858 38,— 4,20) 0,60 0, 10 8 0,10- 
lume ti mus, | | 
a Oven — 6800 — 9010 — — 6880 — 96, — 10 8000 K 9.80 
gunentoß, alle anderen Sorten En Fe) Fr 720,.— 78,— 8,40 100 K 5,50 
Waßtohl Dithmarſch, Ele | | l 
Kopenhagener, Er ſtling, uhm £ u ER \ 
bon Euthutabr Some, — — 26⁴.— 0 240 Ar: 179 — FM 8,60 1'/2g| 0,60 
Weißkohl, alle andere Sorten EFS DE en — 22,0 2,601 2 g | 0,60 
Rotkohl, ale Sorten Ir 57 In, 280 EN 9 40,.— 4.601% g| 0,60 
irſing, alle Sorten 5 — r 99 N EN EM Kr 2 1 — 19 A 1½ g 0,60 
Roſenkohl, alle Sorten = nn 220,— 9 20 1.10 — N Fl Ca] 74 1 8 0,60 
Slate tog alle krauſen Sorten N 94,— 11.— 1,408 % g 0,50 
chnittkohl, ewöhnl. rüner un X = | 
pd 2 8 * er pE0) 40000], 3 „ 16,—| 1,80) 0,25 108 0,25 
Sch U nd rüner N | g 
n gel ber u ö 0 ER Tree 5.40 900 — — 84 — 640 0,70 4 f 085 
Futterkohl, alle Sorten — AR 40 1 80 EU 1 8 7 6,40 0.70 4 8 085 
Kohlrabi, alle Sorten — 0 ’ ö — 32,.— 3,60 1½ g 0,60 
1 N a: Ah BY A 


aa - SA a A ad ZZ in . 
* 1 7 u 


Für den Verkauf an Wieder⸗ Für den Verkauf an Verbraucher 


verkäufer 
a 100 kg 10kg | ikg 100 g 10 g 100 Kg 10k Rg 1Kkg | 1008| 10 g Portion 
M e. ANAL MI . . 4 . Juhalt Preis 
Strunkkohlrabi, blauer und weißer | — | — 178,.— 20,.— 2310| — | — |198,— 22,40 2,60 2 g | 0,60 
Kohlrüben, alle Sorten 880 92,—| 9,60 1,20) 0,15 1000 110,.— 12,40) 1,50 0,20 10 g | 0,20 
Kreſſe, gewöhnliche Garten. . | 400 43,.— 4,60 0,60 0,15 460 50,.— 5,40 0,70 0,15 10 f 0,15 
ran 4450 48,— 5,20, 0,70 0,15 540 56,.— 6.— 0,80 0,15 10 8 0,15 
Kümmel, gereinigt zur Saat 780 77,— 820) 1,—| 0,15] 830 90,— 9,60] 1,20 0,15 10 8 | 0,15 
Kürbis, Riefen- Melonen» . . .| — — 168,— 19,— 2,20] — — 186, 20,80 2,50 5 K | 0,60 
s Feld⸗ oder Küchen2? — —— 27,.— 3,20 0,40] — — 84,— 4,— 0,50 5 g 0,30 
s alle anderen Speifeforten | — | — 112.— 18,50 1,50] — — 126,— 14,40 1,80 2½ g 0,50 
Liebesapfel (Tomaten), gewöhn⸗ | 
liche große rote. EA — 220,— 25,— 2,80 — — 240,— 27, — 3.— 1½½ g 0,50 
Liebesapfel (Tomaten), alle an⸗ | 
deren Sorten 1 — — 8330,.—36,— 4,-[ — | — [380,—|40,—|. 4,601 1 g | 0,50 
Majoran, franzöfifcher Stauden» .1 — — 440,— 48,.— 5,20] — — 480, 52,— 5,60 Ya g | 0,50 
Mangold, alle Sorten . — — 28.— 2,80 0,40] — — 28,.— 3,40 0,40 10 g | 0,40 
Mohrrüben, kurze und halblauge | 
tote Speiſeſorten: 
mit Bart = 1 — 68,.— 8—| 1,.— — — 78,.— 9,40 1,10 4g 0,50 
abgerieben. — — 112,— 18, 1,505 — | — 126,— 14,40 1,80 2½ g 0,50 
- alle lang. rot. Sorten: ! 
mit Bart. — — 50,.— 6.— 0,0| — | — | 58,—| 6,80 0,80% 5 g 0,50 
abgerieben — — 380 ,— 9,20 1,10[( — | — 92. 10,60 1,30 8½ g 0,50 
ö alle weißen u. gelben | 
Sorten: | 
mit Bart. — — 40,— 4,60 0,60] — | — | 48,—| 6,—| 0,70, 4g | 0,85 
abgerieben. — | — 68,— 8.—1,.— — | — | 78,—| 9,40 1,10 4 g | 0,50 
Paſtinaken, alle Sorten [ 400 43,—| 4,60 0,60 0,16 | 460 50,.— 5,40 0,70 0,15 10 g | 0,15 
Peterſilie, Schnitt⸗, alle Sorten | 770| 81,—| 8,50 1,10 6,151 880 96, — 10,60 1,300 0,20 10 g | 0,20 
Peterſilienwurzel, alle. ET . | 880 92 — 9,60 1,20 0,15 | 1000 110,.— 12,40 1,50 0,20 10 g | 0,20 
Pimpinelle 4 — 8,80 1,101 0,15] — | — 10,80 1,30 0,20 10 8 | 0,20 
Porro, alle Sorten — 112,.— 13.— 1,50 — — 126,— 14,40 1,80%2½ g 0,50 
Radies, alle Sorten 660 70.— 7,40 0,90 0,15] 760 82,.— 8,801 1,10 0,15 10 g 0,15 
Rapunzel, gemögnliähe 2.2.1 880 82, 9,60 1,20, 0,15 1000 |110,—| 12,40 1.50 0,20 10 8 0,20 
. holländiſche . Preiſe frei! Preiſe frei! 
E alle anderen Sorten . [1000 | 104,— 11, 1,40| 0,20 | 1140 |196,— | 13,80) 1,60| 0,201 10 g 0,20 
fees Mai⸗ und Sommer: .. 770 81, — 8,50 1,10 6,15 880 96,- 10,60 1,40 0,20 10 g 0,20 
Herbſt⸗ und Winter⸗ 1100 116.— 12,40 1,50 0,20 1260 146,— 16,40 2,— 0,25 10 8 0,25 
Mairüben, alle Sorten 660 70,.— 7,40 0,90 0,15 760 82,—| 8,80 1,10 0,15 10 g | 0,15 
Herbſtrüben, Teltower oder Mür⸗ 
kiſche 660 70,—| 7,40 0,90 0,15 760 82,—| 8,80 1,10) 0,15 10 8 0,15 
Herbſtrüben, alle anderen Sorten 560 60,.— 6,40 0,80 0,15] 620 68,.— 7,20 0,90 0,15 10 8 0.15 
Rote Rüben alen alle | 
Sorten 5 | — 23,.— 2,80 040) — | — | 28,—| 3,40 0,40 10 g 0 40 
Kopfſalat, alle Sorten n 68.— 8,.— 1.— — | — 78,.— 9,40 1,10 48 | 0,60 
Pflückſalat, alle Sorten . — — 112,.— 18,— 1,50! — | — 126 — 14,40 1,80 2½ jg 0.50 
Schnittſalat, alle Sorten. 2000 |216,—| 23,—| 2,80 0,40 2200 250,— 28,— 3,40 0,40 10 8 0,40 
Bindſalat (Sommerendivien), alle 
Sorten . — — 112. 13,.— 1,50] — — 126, 14,40 1,800 2½ g 0,50 
Winterendivien, alle Sorten — — 92.— 10,60 1,30] — — 104,.— 11.60 1,50 8 f 0.50 
Salbei 14 — — 13,40 1,60 0,20] — — 17,80 2,20 0,30 10 g 0,80 
Sauerampfer, alle Sorten. . | 660 70,— 7,40 0,90 0,15 | 760| 82.—] 8,80) 1,10 0,15 10 8 | 0,15 
Schnittlauch. , y eu600 7,5007 3°24170,50 
Schwarzwurzeln, alle Sorten . — — | 56,— 6,60 0,80| — | — | 64,—| 7,60: 0,90 4% g 0,50 
Sellerie, Stuoll:, alle Sorten . . | — — |168,—|19,—| 2,20 — | — 186,— 20,80 2,50 28 0,55 8 
s Schnitt⸗, alle Sorten — — 92,— 10,60 1,30] — | — 104, — 11,60 1,50 38 0,50 
Spinat, engl. Winter⸗, (Rumex 
patentia . . . [ 400 43,.— 4,60 0,60 0,15 460 50,—| 5,40 0,70 0,15 10 g | 0,15 
. Neuſeeländeer . — | — | 1760) 2,.— 0,30] — | — 22,— 2,60) 0,35 10 g | 0,35 
e alle anderen Sorten. . 400 43,— 4.60 0,60 0,15] 460 50,.— 5,40 0,70 0,15 g | 0,15 
Thymian * 156,— 17,40 ,—| — — 174, 19,60 2,40 28 0,55 
Zwiebelſamen, gelbe Zittauer n 82.— 3,60 0,50 — — | 88,— 4,60 0,60 4 8 0,80 
5 andere läugl. und { 
runden Sorten] — | — | 40,—| 4,60 0,500 — | — 48, 6,—| 070 4g 0,35 
= Winterhecke . . 1340 142,— 15,20 1,80 0,25 | 1520 | 176,— 20,— 2,40 0,30 10 g | 0,30 
Steckzwiebeln, ö 
Größe I, unter 1½ em Durchm.] 270 29,—| 3,20 0,40 — | 312 34,—| 3.60 0,50 — — 
© I, 1 bis 2 s 226 25,— 2,80 0,40 — ] 2 0 28,—| 3,200 0,40 — = —— 
5 III, 2 2 ½ . . 158 17,40 1,90 0,0 — 178 20,— 2,40 0,40 — — — 


— ͤ — .— . . — — — äé— — — ͤ ÜuAjm 2 — 


Für den Verkauf an Wieder⸗ | 


verkäufer Für den Verkauf an Verbraucher 


100 kg| 10 Kg 1 kg 100 f 108 
K e e 


100 kg| 10 kg | ixg 100 g 10 8 Portion 
HM HM . M | „ Inhalt Preis 


Steckzwiebeln, plattrd. ſüddeutſche | 
Größe I, unter 2 em Durchm.] 340 86,—| 3,80 0,50 


„II 2 bis 2 202 3. 3400 0,500 — 332 36.— 4,— 0,50 — — — 
„III, 2½ 3 226 25,.— 2,80 0,0 — 260 29,.— 3,201 0401 —— — 
Schalotten, gelbe und braune. . 270 29,.— 3,20 0,40 — | 312 84, — 3,60 0,50 — | — — 
Knoblauch 8,80 1,100 —— | —. 10,80 1,40 — | — — 


Berlin, den 6. November 1918. 


Erlaubnisſchein für den Handel mit Gemüſeſämereien. 


Dem (Der) une (Name oder Firma 
iſt gemäß der Verordnung über den Handel mit Gemüſeſämereien vom 19. Oktober 1918 

(Reichsgeſetzbl. S. 1255) die Erlaubnis erteilt F (Zeitangabe: 
| bis auf weiteres; bis zung W e 
| ra li) e,, Gebiets bezeichnung) 
| 111171711... 
* EE FFT 
| zu betreiben. 

Die Erlaubnis kann jederzeit wieder entzogen werden. 
| Se SE Be Seit De Eee . 
| Der Vorſitzende 
| der zur Entſcheidung über die Erteilung und Entziehung der Erlaubnis errichteten Stelle. 


Erſatzwertzeichen der Städte. 
Berlin, den 11. März 1919. 


| Im Anſchluß an unſeren Erlaß vom 22. Januar 1919.) 
Die Reichsbank, die nunmehr für die Hergabe genügender Zahlungsmittel über aus⸗ 


reichende Beſtände verfügt, hat den Deutſchen Städtetag erſucht, dahin zu wirken, daß die 
Städte, die als Erſatz für Banknoten und Reichs⸗ und Darlehnskaſſenſcheine ausgegebenen, 
auf 1 und darüber lautenden Erſatzwertzeichen ſofort, möglichſt bereits zum 1. März 
aus dem Verkehre ziehen und die noch nicht zurüdgelangten Scheine an ihren Kaſſen nur 
noch bis zum 1. April d. Is. umtauſchen. Die Einlöſungsfriſt würde alſo im allgemeinen 
nicht über dieſen Termin zu erſtrecken ſein. Für Fälle, in denen von den Städten bereits 
abweichende Bekanntmachungen erlafſen find, deren nachträgliche Abänderung Verwirrung 
im Publikum hervorrufen würde oder andere zwingende Gründe eine abweichende Regelung 
erforderlich machen ſollten, ermächtigen wir Sie, die Gewährung einer kurzen, den Zeit- 
raum eines Monats nicht überſchreitenden Friſt zuzulaſſen, innerhalb deren die Erſatzwert⸗ 
| zeichen von den Ausgabeſtellen noch nach dem 1. April 1919 eingelöſt werden können 
Die Reichsbank würde bereit ſein, ſoweit die Notwendigkeit für eine ſolche Friſtverlängerung 
vorliegt, den übernommenen Anteil an den entſtehenden Fälſchungsverluſten auch für die⸗ 
jenigen Erſatzwertzeichen zu tragen, die innerhalb der Nachfriſt von den Ausgabeſtellen 

— eingelöſt werden. 8 


*) Der Erlaß iſt nicht veröffentlicht. 


Die eingezogenen Erſatzwertzeichen find, ſobald fie für Kontrollzwecke nicht mehr 
gebraucht werden, unter Beobachtung der erforderlichen Vorſichtsmaßregeln zu vernichten. 
Über die Geſichtspunkte, welche bei der Vernichtung größerer Mengen von Papierſcheinen 
durch Feuer zu beachten ſind, behalten wir uns weitere Mitteilung vor. 

Im Hinblick auf die Gefahr mißbräuchlicher Verwendung dürfen die Erſatzwertzeichen 
an Händler und für Sammel- und ähnliche Zwecke im allgemeinen auch nach erfolgter 
Entwertung nicht abgegeben werden. Ob einzelne Erſatzwertzeichen außer an Sammlungen, 
für die ein öffentliches Intereſſe beſteht (vergl. Runderlaß vom 24. Mai 1918, Nr. IIa 
1157 M. f. H. uſw.,“) nach einer jeden Mißbrauch ausſchtießenden Entwertung auch an 
andere Stellen, insbeſondere an vertrauenswürdige Sammler abgegeben werden können, 
bleibt der Prüfung der Ausgabeſtellen überlaſſen. 

Über die Durchführung der Einziehung ſehen wir bis zum 1. Juni Ihrem Bericht 
entgegen. 


Miniſterinm 


für Handel und Gewerbe. Miniſterium des. Innern. Finanzminiſterium. 
Im Auftrage. Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neuhaus. Meiſter. Dulheuer. 


Ia 629 M. f. H. — Ib 422 M. d. J. — I 4401 F. M. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg und 
zur Kenntnis an die Herren Oberpräſidenten (außer Charlottenburg und Poſen), 
und zwar nach Coblenz, Münſter, Hannover und Königsberg mit dem Erſuchen, das 
era Erforderliche wegen der von der Provinz ausgegebenen Erſatzwertzeichen zu 
veranlaſſen. 


Handel mit Tabak. 


Abänderung der Ausführungsbeſtimmungen vom 7. Juli 1917 HMEL. 5. 194) 
zu der Verordnung über den Handel mit Tabakwaren vom 28. Juni 1917 
(MG Bl. 5. 563). 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu 88 5 und 8 der obengenannten Verordnung 
erhalten folgende Faſſung: 
Zu 8 5, 


Über die Beſchwerde entſcheidet endgültig der Regierungspräſident, in deſſen Bezirk 
die zur Erteilung der Erlaubnis zuſtändige Stelle ihren Sitz hat, ſoweit der Bezirk der 
ſtaatlichen Verteilungsſtelle für Groß-Berlin in Betracht kommt, der Vorſitzende dieſer Stelle. 


} Zu 8 8. 

Über Streitigkeiten in Fällen des $ 8 Abſ. 2 entſcheidet endgültig der Regierungs⸗ 
präſident, in deſſen Bezirk ſich die zu übernehmenden oder zu verwertenden Tabakvorräte 
befinden, und ſoweit der Bezirk der ſtaatlichen Verteilungsſtelle für Groß-Berlin in Betracht 
kommt, der Vorſitzende dieſer Stelle. \ 


Berlin, den 10. März 1919. 


i Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIb 644. . Neuhaus. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg, die Staatliche Verteilungsſtelle für Groß⸗ 
Berlin, die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


) Der Erlaß iſt nicht veröffentlicht worden. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Prüfungstermine für Seeſteuerleute und Schiffer auf großer Fahrt. 


Überſicht über die im 2. Vierteljahr 1919 in Preußen beginnenden Termine 
für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: Schiffer auf großer Fahrt: 
Alion 223 Ape . RR 1. Mai, 
Danzig 41. Mai, Geeſtemünde e 
Papenburg 10 unn; e 
Slettnn 29 
B ee 
Pape burg 10, Ju, 
rg. ER 
Along 28. 


Meldungen zu einer Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs⸗ 
kommiſſion für Seeſchiffer zu richten. 


Prüfungstermine für Seedampſſchiffsmaſchiniſten und Schiffsingenieure. 


Überſicht über die im 2. Vierteljahr 1919 in Preußen ſtattfindenden See⸗ 
dampfſchiffsmaſchiniſtenprüfüngen ſowie Vor— und Hauptprüfungen zum 


Schiffsingenieur. 
Termine für die Prüfungen zum Seemaſchiniſten: 
III. und IV. Klaſſe: 8 I. und II. Klaſſe: 
Danzig . d a ne HET 
Fr eee , 2 sn 
Geeſtemünde . 2. Juni Flensburg.. 23. Juni. 
E 
Flensburg e 


außerdem in Königsberg i. Pr. 31. März. f 
Meldungen zu einer Prüfung ſind an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs⸗ 


kommiſſion zu richten. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 7. März 1919. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 27. Februar 1919. 


Nach der Entſtehungsgeſchichte des Satzes 2 des 8 9 Abſ. 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 23. Dezember 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1456) iſt es unzweifelhaft, 
daß mit dem Ausdruck „im Handelsregiſter eingetragene Vertreter der Unter⸗ 
nehmung“ auch Prokuriſten getroffen werden ſollten, und zwar auch für den 
Fall, daß eine Geſamtprokura beſteht. Um einem möglichſt großen Kreiſe der 
Angeſtellten die Wahlberechtigung und die Wählbarkeit zuzugeſtehen und den 
gegenwärtigen Gehaltsverhältniſſen Rechnung zu tragen, iſt in Satz 1 des 89 
Abſ. 2 bei der Beſtimmung des Begriffs des „Angeſtellten“ im Sinne der Ver⸗ 
ordnung — abweichend von dem Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt — 
von jeder Begrenzung durch die Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes abgeſehen 
worden. Um ſo mehr mußte aber Vorſorge getroffen werden, daß nicht ſolche 
Angeſtellte zu dem Ausſchuß wählen und namentlich nicht in ihn gewählt 
werden können, die dem Unternehmer näher ſtehen als den übrigen Angeſtellten 
insbeſondere ſolche, die den Unternehmer bei Verhandlungen mit der großen 
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Menge der Angeſtellten nicht ſelten zu vertreten haben. Das trifft aber, wie 
auch bei den Vorberatungen zu der Verordnung betont wurde, gerade für die 
Prokuriſten vielfach zu. Es war daher beabſichtigt, fie neben anderen An⸗ 
geſtelltengruppen ausdrücklich als unter die Ausnahmebeſtimmung fallend in 
einer Klammer aufzuführen, und es iſt nur deshalb hiervon abgeſehen worden, 
weil eine ſolche Aufzählung leicht eine Lücke hätte aufweiſen und zu dem Zweifel 
Anlaß geben können, ob nur die Anführung von Beispielen oder eine Be⸗ 
zeichnung der ausſchließlich in Betracht kommenden Angeſtelltengruppen gemeint 
ſei. Der Ausdruck „Vertreter der Unternehmung“ ſoll nur beſagen, daß es ſich 
um einen Angeſtellten handeln muß, der zur Vertretung des Betriebs, der Ver⸗ 
waltung oder des Büros, ſei es anderen Angeſtellten, ſei es auch Dritten gegen⸗ 
über, befugt iſt. Darauf, ob ein Prokuriſt im Simte des Handelsgeſetzbuchs 
oder der Zivilprozeßordnung als „Vertreter“ des Unternehmens anzuſehen iſt, 
iſt dabei kein Gewicht gelegt worden. Geſetzliche Vertreter des Unternehmers 
oder des Unternehmens, wie Vormünder, Vorſtandsmitglieder einer Aftiengefell- 
ſchaft uſw., ſind unter dem Ausdruck „Vertreter des Unternehmens“ nicht zu 
verſtehen, da ſolche ja in der Regel nicht Angeſtellte im Sinne des An⸗ 
geſtelltenverſicherungsgeſetzes ſein werden, ſie alſo für den Angeſtelltenausſchuß 
von vornherein nicht in Betracht kommen. Die Beſtimmung im Satz 2 des 89 
Abſ. 2 bezweckte eben nur, gewiſſen Angeſtellten die Wahlberechtigung und die 
Wählbarkeit zu entziehen. 
(Unterſchrift.) - 


An den Geſamtverband deutſcher Metallinduſtrieller in Berlin. 


Abdruck überſende ich Ihnen zur Kenntnisnahme. 
Im Auftrage. 
III 1454. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 6. März 1919. 
Der Staatsſekretär des Reichsarbeitsamts. Weimar, den 18. Februar 1919. 


Aus dem Fehlen einer dem Abſ. 4 des § 13 der Verordnung vom 23. De- 
zember 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1456) entſprechenden Beſtimmung für die 
Arbeitgeberorganiſationen in dieſer Verordnung darf nicht gefolgert werden, daß 
Arbeiter⸗ oder Angeſtelltengusſchüſſe berechtigt wären, bei Verhandlungen mit 
dem Arbeitgeber über Löhne oder ſonſtige Arbeitsverhältniſſe des Betriebs, 
der Verwaltung oder des Büros die Verhandlung mit Vertretern einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereinigung, welcher der Arbeitgeber angehört, abzulehnen. Vielmehr 
gilt das an der angeführten Stelle der Verordnung Beſtimmte gleichmäßig auch 
für die Arbeitgeberorganiſationen. Daß die Befugnis dieſer Vereinigungen, die 
Intereſſen ihrer Mitglieder zu vertreten, durch die Beſtimmungen in Abſ. 1 
bis 3 des § 13 nicht eingeſchränkt fein kann, verſteht ſich von ſelbſt. Aus 
keiner Vorſchrift der Verordnung kann aber auch ein Recht der Arbeiter- oder 
Angeſtelltenausſchüſſe hergeleitet werden, den Vertretern einer Organiſation, 
deren Mitglied der Arbeitgeber iſt, die Befugnis zur Teilnahme an einer Ver⸗ 
handlung der oben bezeichneten Art zu beſtreiten, vorausgeſetzt, daß dieſe 
Vertreter im Einverſtänduiſſe mit dem Arbeitgeber oder als deſſen Beauftragte 
auftreten. Dies in der Verordnung auszuſprechen, beſtand nach ihrem Inhalt 
kein Anlaß. Dagegen konnte die Anerkennung der entſprechenden Befugniſſe der 
Arbeitnehmerorganiſationen nur durch eine ausdrückliche Beſtimmung ſichergeſtellt 
werden. Denn ohne eine ſolche hätte es angeſichts der geſetzlich vorgeſchriebenen 
und mit beſonders geregelten Befugniſſen ausgeſtatteten Vertretung der Arbeiter- 
ſchaft und der Angeſtelltenſchaft durch die Ausſchüſſe zweifelhaft ſein können, 
ob daneben die Organiſationen der Arbeitnehmer überhaupt als verhandlungs⸗ 
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berechtigt anzuerkennen ſeien. Tatſächlich haben auch unter der Herrſchaft des 

Hilfsdienſtgeſetzes, das eine ſolche Beſtimmung nicht enthielt, nicht ſelten Arbeit⸗ 

geber jede Verhandlung mit Vertretern von Arbeitnehmerorganiſationen unter 
dem Hinweis darauf abgelehnt, daß nur der Arbeiter- oder Angeſtelltenausſchuß 

verhandlungsberechtigt ſei. 

(unterſchrift.) 
An den Zentralvorſtand der Arbeitsgemeinſchaft der industriellen und gewerblichen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutſchlands in Berlin. 


Abdruck überſende ich Ihnen zur Kenntnisnahme. 
Im Auftrage. 
III 1117.) von Meyeren. . 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


v. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Ausbildung der Handelslehrerinnen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 7. März 1019. 

Die Prüfungsordnung für die Handelslehrerinnen⸗Seminare in Berlin vom 20. Sep⸗ 
tember 1915 (HM Bl., S. 264) wird, wie folgt, geändert: 

Im § 1 Abſatz d iſt an Stelle „einer vom Miniſter für Handel und Gewerbe zu er⸗ 
nennenden Leiterin einer kaufmänniſchen Unterrichtsanſtalt“ zu ſetzen: „einem vom Miniſter 
für Handel und Gewerbe zu ernennenden Mitgliede“. 

j Im Auftrage. 
IV. 1401. Dr. v. Seefeld. 


An den Herrn Polizeipräfidenten in Berlin uſw. 


* 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 

Di i lung der eingefandten Bucher findet ſofern es ſich nicht um i 
se Be ln Saitcon Dede Werke handelt, ca e 

Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Preußiſchen Regierungs- und 
Gewerberäte und Bergbehörden für 1914 bis 1918“ wird im April d. Is. in der 
Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. Für ihren Bezug iſt folgendes zu beachten: 

Wegen der Papierknappheit werden nur ſoviel Abdrucke hergeſtellt werden, wie bis 

zur Drucklegung beſtellt ſein werden. Die Beſtellungen nimmt die Direktion der Reichs⸗ 
druckerei hier SW. 68, Oranienſtraße 91, bis zum 31. März d. Is. entgegen. Der genaue 
Preis des Werkes kann erſt feſtgeſetzt werden, wenn deſſen Umfaug feſtſteht. Er wird, 
ſobald dies der Fall iſt, bekannt gemacht werden. Wenn das Werk, wie zu erwarten iſt, 
ungefähr 50 Bogen umfaßt, wird er für einen broſchierten Abdruck 12,25 4 und für einen 
in Ganzleinen gebundenen Abdruck 14,50 „ betragen. Die Koſten für Verpackung und 
Abſendung trägt die Reichsdruckerei, die Portokoſten der Sendungen müſſen die Beſteller 
tragen. Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob broſchierte oder gebundene Abdrucke des 
Werkes gewünſcht werden. Die Koſten werden bei der Überſendung von der Reichsdruckerei 
durch Nachnahme erhoben werden. 2 

Die Jahresberichte werden diesmal in erſter Linie eine Darſtellung des Ein⸗ 
fluſſes des Krieges auf alle die Gebiete des gewerblichen Lebens bringen, 
die den Gegenſtand der amtlichen Wirkſamkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten 


und ihrer regelmäßigen Jahresberichte bilden. 
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Die neue Rechts und Wirtſchaftsordnung. Sammlung der wichtigeren Geſetze, 
Verordnungen und Erlaſſe für das Reich und Preußen. Bearbeitet von Dr. jur. Otto 
Waldſchütz. 1. Heft November 1918 (Neue Folge der Kriegs⸗Notgeſetze). Carl Heymanns 
Verlag, Berlin W. 1918. 


Tarifverträge. Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe. Schlichtung von Arbeits⸗ 
ſtreitigkeiten. Verordnung des Rats der Volksbeauftragten vom 23. Dezember 1918. Er⸗ 
läutert von Max von Schulz, Magiſtratsrat. Berlin Carl Heymanns Verlag 1919. 


Deutſcher Faſerſtoff⸗Kalender 1919. Herausgegeben von Zivilingenieur Willy 
Ebert. Landesverlag Berlin SW. 11. 
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